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Haushalt 2012 

 

I. Protokollvermerk aus der 1. Sitzung des Sozial-und Gesundheitsausschusses mit 
Sozialbeirat 
Tagesordnungspunkt 3 - öffentlich - 
 

 

Änderungsanträge zum Ergebnishaushalt 

 

Zu Änderungsantrag Nr. 4 „Einführung eines Sozialtickets“ 

 

Der Antrag von Grüner Liste, Agenda 21 und Bürgerinnenversammlung zur Finanzierung eines 
Sozialtickets mit städtischen Haushaltsmitteln wurde abgelehnt (Sozialbeirat einstimmig, SGA bei 
12 Ja- und 1 Neinstimme). Zum SPD-Fraktionsantrag Nr. 166/2011 (Sachstandsbericht zur Be-
handlung dieses Themas in den VGN-Gremien) wurde festgestellt, dass dieser Antrag noch nicht 
erledigt ist. Es wird ein entsprechender schriftlicher Sachstandsbericht der Verwaltung in einer der 
nächsten SGA-Sitzungen gewünscht. 

 

Zum Änderungsantrag Nr. 6: „Umsetzung von Maßnahmen gegen Kinderarmut“ 

 

Dem Antrag von Frau Stadträtin Grille (Nr. 182/2011) schloss sich die SPD-Fraktion an mit der 
Maßgabe, dass die bereitzustellenden 50.000,00 € mit einem Sperrvermerk versehen werden 
sollten, der erst bei konkreter Klärung des Verwendungszwecks durch den SGA aufgehoben wird. 
Dieser SPD-Antrag wurde mehrheitlich abgelehnt (Sozialbeirat 1:2, SGA 6:7 Stimmen). Anschlie-
ßend wurde mit dem gleichen Stimmenverhältnis auch der ursprüngliche Antrag von Frau Stadträ-
tin Grille (182/2011) mehrheitlich abgelehnt. 

 

Zum Änderungsantrag Nr. 9: „Investitionskostenzuschuss für ambulante Pflegedienste“ 

 

Nach längerer Diskussion wurde jeweils in Sozialbeirat und SGA einstimmig eine Anhebung um 
20.000,00 € (entspricht dem CSU-Fraktionsantrag Nr. 191/2011) befürwortet. Darüber hinaus 
wurde folgende Aufforderung an die Verwaltung beschlossen: 
 

• In einer der nächsten SGA-Sitzungen sollen die mündlich vorgetragenen Daten und Fakten 
zur Zuschussermittlung 2011 als schriftlicher Sachstandsbericht in einer gesonderten SGA-
Vorlage mitgeteilt werden. 

• Dabei soll auch ein Vorschlag unterbreitet werden, ob die bisher geltende Deckelung des Zu-
schusses für die Zukunft aufgehoben werden sollte. 

• Dabei soll weiterhin ein Vorschlag enthalten sein, ob und wie eine nachträgliche Nachbesse-
rung für 2011 bewerkstelligt werden kann (Rückgängigmachung der Kürzungswirkung durch 
die Deckelung). 
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• Schließlich soll die Verwaltung dieses Problem der Deckelung der Investitionskostenzuschüs-
se für ambulante Pflegedienste von der Verwaltung in die nächste regelmäßige Gesprächs-
runde des Oberbürgermeisters mit den Wohlfahrtsverbänden eingebracht werden. 

 

 

 

Änderungsanträge zum Investitionshaushalt 

 

Zum Änderungsantrag Nr. 26: „Induktionsschleife im Kleinen Sitzungssaal“ 

 

Nach längerer Diskussion wurde durch Sozialbeirat und SGA jeweils einstimmig befürwortet, für 
eine Induktionsschleife im Kleinen Sitzungssaal keine Haushaltsmittel in 2012 bereitzustellen, da 
dort keine Mikrophonanlage installiert ist, deren Geräusche durch eine Induktionsschleife für hör-
geschädigte Zuhörer verstärkt werden könnten. Die Verwaltung wurde jedoch beauftragt durch 
Amt 24 baldmöglichst ermitteln zu lassen 

• welcher Kostenaufwand für die Installierung einer Mikrophonanlage im Kleinen Sitzungssaal 
anfallen würde und 

• welchen Kostenaufwand die Installierung einer Induktionsschleife im Kleinen Sitzungssaal 
erfordern würde. 

 

II. Zur Aufnahme in die Sitzungsniederschrift. 
III. Kopie an <ESTW Herrn Exner> zur Kenntnis und mit der Bitte um Übermittlung des Sachstandes 

aus den VGN-Gremien (zum Änderungsantrag Nr. 4, Sozialticket) 
IV. Kopie an Amt <502 Frau Manav> zur Kenntnis und zum Weiteren (zum Änderungsantrag Nr. 9, 

Investitionszuschuss für ambulante Pflegedienste) 
V. Kopie an <Amt 24 Herrn Kirschner> zur Kenntnis und zum Weiteren (zum Änderungsantrag 

Nr. 26, Induktionsschleife im Kleinen Sitzungssaal) 
VI. Kopie Amt 50 zum Vorgang 

 

 Vorsitzende/r: 

 

 

  

 ………………………… 

 Bürgermeisterin 

 Dr. Preuß 

 

 

  Schriftführer/in: 

 

 

   

  …………………………… 

  Nagel 


